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Zur Anderung des LNG-Beschleunigungsgesetzes

Die deutschen LNG-Terminals leisten einen wichtigen Beitrag, um die Gasimporte nach
Deutschland zu erhéhen, zu diversifizieren und so unsere Energieversorgung zu sichern. Es ist
beeindruckend, in welcher Geschwindigkeit die deutschen LNG-Terminals errichtet wurden.
Von der Planung bis zur Er6ffnung der LNG-Terminals sind nur wenige Monate vergangen. Das
zeigt, was moglich ist, wenn alle an einem Strang ziehen und sollte zum Vorbild fiir andere Inf-
rastrukturprojekte und den Ausbau der Erneuerbaren Energien werden. Das LNG-Beschleuni-
gungsgesetz hat dieses Tempo moglich gemacht und insofern ist es folgerichtig, die bewahr-
ten BeschleunigungsmaRnahmen auch auf weitere Standorte anzuwenden.

Im Einzelnen

Die Anderungen sind positiv zu bewerten, insbesondere die Neueinfiigung der Nr. 6 unter
§ 2 Absatz 1 LNGG nebst den korrespondierenden Projekten in der Anlage. Dessen ungeachtet
gibt es die nachfolgenden Punkte, die unseres Erachtens adressiert werden miissen:

» Die Begrifflichkeit ,Gasfernleitung” ist bislang gesetzlich nicht belegt, sodass besser die Be-
grifflichkeit ,Gasversorgungsleitung” verwandt werden sollte. Das gilt, obwohl tiber die
§ 2 Abs. 1 Nr. 6 LNGG in der Anlage des LNGG konkret bezeichneten und in der Begriindung
Uber die jeweiligen ID-Nummern 636-02, 919-01, 856-01, 858-01 des NEP-Gas in Bezug ge-
nommenen Leitungsvorhaben faktisch auch im bestehenden Entwurf kein Missverstandnis
moglich ist.

» §2 Abs. 1 Nr. 6 LNGG definiert Gasfernleitungen als Leitungen, die direkt an eine LNG-An-
bindungsleitung angrenzen. Im Hinblick auf die Nr. 2.8 der Anlage, die Gasfernleitung
»Etzel-Wardenburg-Drohne”, ist die Besonderheit zu beriicksichtigen, dass diese Gesamtlei-
tung aus einer zweiteiligen Gasfernleitung besteht (ID-Nummern 856-01 und 858-01 im
Netzentwicklungsplan Gas) und die zwei Teile zu unterschiedlichen Jahren (2025 bzw.
2026) in Betrieb gehen sollen. Um die Inbetriebnahme der jeweiligen Teilstlicke realisieren
zu kdnnen, ist es unabdingbar, zwei getrennte Planfeststellungsverfahren zu fiihren, sodass
nachstehende Klarstellung (rot markiert) innerhalb der bereits vorhandenen Begriindung
winschenswert ist:

Die neue Nummer 2.8 der Anlage dient der Aufnahme einer zweiteiligen Gasfernleitung in
den Anwendungsbereich des Gesetzes. Die Gesamtleitung Etzel nach Drohne (iber Warden-
burg (ID-Nummern 856-01 und 858-01 im Netzentwicklungsplan Gas) kniipft unmittelbar an
eine Anbindungsleitung nach § 2 Absatz 1 Nummer 3 an. Verbindliche Festlegungen tiber
die Ausfiihrung der Leitung und der Anlagen oder den konkreten Verlauf der Leitung sowie
der Méglichkeit der abschnittsweisen Planfeststellung werden mit der hiesigen Aufnahme
nicht getroffen.
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Im Hinblick auf die Nr. 3.4 der Anlage, die Gasfernleitung ,,Elbe Slid — Achim”, ist ergdnzend
festzustellen, dass diese nicht nur dem Abtransport der LNG-Mengen aus den LNG-Import-
Anlagen in Stade, sondern eben auch aus den LNG-Import-Anlagen in Brunsbiittel dient. Zur
Klarstellung und weiteren Begriindung des besonderen Bedarfes der unter Nr. 3.4 der An-
lage zum LNGG zu nennenden Leitung ist nachfolgende Ergdanzung in der Begriindung zu
Nummer 6, Buchstabe b wiinschenswert:

Die neue Nummer 3.4 in der Anlage dient der Aufnahme einer Gasfernleitung in den Anwen-
dungsbereich des Gesetzes einschliefdlich des Verdichters. Die Leitung Elbe-Siid-Achim (ID-
Nummer 636-02 im Netzentwicklungsplan Gas) kniipft unmittelbar an eine Anbindungslei-
tung nach § 2 Absatz 1 Nummer 3 (Nr. 3.3 der Anlage zum LNGG) an und ist weiterhin mit-
telbar erforderlich fiir die Ableitung von LNG-Mengen aus einer zweiten Anbindungsleitung
nach § 2 Absatz 1 Nummer 3 (Nr. 1.3 der Anlage zum LNGG).

Im Hinblick auf die Neuregelung des § 43 Abs. 2S. 1 Nr. 9 EnWG bedarf es der Klarstellung,
jedenfalls in der Gesetzesbegriindung, dass die Genehmigung innerhalb eines Planfeststel-
lungsverfahrens nur dann beantragt werden kann, wenn die jeweiligen Vorhabentrager da-
mit einverstanden sind, da dieses Vorgehen zwar Chancen, aber auch diverse Risiken birgt,
die von allen mitgetragen werden missen.

Eine Konkretisierung der kiinftigen Umriistung landgebundener Regasifizierungsanlagen
auf Wasserstoffimporte und deren Derivate begriiRen wir im Grundsatz ausdriicklich. Eine
inhaltliche Prifung der in § 5 im neuen Absatz 3 erganzten ,Ammoniak-Readiness” auf Um-
setzbarkeit ist uns in der kurzen Frist nicht moglich. Hier bedarf es aus unserer Sicht einer
eingehenderen Abstimmung der Bundesregierung mit den Beteiligten.
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Zur Anderung des Baugesetzbuches

Vorbemerkung

Zur Erreichung der Klimaziele ist es erforderlich, kurzfristig weitere Flachen fiir den Ausbau
der Windenergie bereitzustellen. Die Flachenausweisung nach dem Windenergieflaichenbe-
darfsgesetz abzuwarten, wird fiir die Zielerreichung der kommenden Jahre nicht ausreichen,
da die Fristen hierfiir (Ende 2032 mit Zwischenziel Ende 2027) zu spat greifen. Dringend sind
insbesondere folgende, in der Windenergie-an-Land-Strategie genannten und vom Koalitions-

ausschuss am 28. Marz 2023 bereits beschlossenen MakRnahmen, umzusetzen:

» Der Handlungsspielraum fiir Kommunen soll erweitert werden, indem Kommunen auch
dann Flachen fir Windenergie ausweisen kdnnen, wenn die regionalen Planungen in ihrem
Gebiet keine Windflachen vorgesehen haben.

» Zusatzlich soll eine flachenspezifische AuRenbereichsprivilegierung fiir bestimmte, beson-
ders geeignete Flachen eingefiihrt werden.

Beide MalRinahmen sind seit langen Forderungen des BDEW (ausfiihrlich dargestellt in BDEW-
Stellungnahme zum Gesetz zur Digitalisierung der Bauleitplanung).

Der vorliegende Gesetzesentwurf greift den ersten Punkt, die Erweiterung des Spielraums der
Gemeinden, auf. Das ist grundsatzlich begriiRenswert, auch wenn der BDEW noch nachfol-
gend naher skizzierten Anpassungsbedarf sieht. Eine Starkung der Eigenstandigkeit und Ver-
antwortlichkeit vor Ort beim Voranbringen der Energiewende kann auch die Akzeptanz des
Ausbaus vor Ort starken. Der zweite Punkt, die kurzfristige Mobilisierung zusatzlicher Flachen
Uber eine dauerhafte Privilegierung, bleibt hingegen noch vollkommen ungeregelt. Dabei
geht es vor allem um Flachen, die verhaltnismalig geringen Nutzungskonflikten unterliegen,
und daher kurzfristig und vorrangig erschlossen werden sollten. Aus Sicht des BDEW ist dieser
Punkt, der ja ebenfalls bereits vom Koalitionsausschuss beschlossen wurde, dringend ebenfalls
kurzfristig zu regeln.

Zum Handlungsspielraum der Gemeinden

Der durch den Gesetzesentwurf in § 245e BauGB-E neu eingefligte Absatz 5 fiihrt in die rich-
tige Richtung, ist aber aus Sicht des BDEW anpassungsbedirftig. Der in zeitlicher Hinsicht un-
klar begrenzte Anwendungsbereich der Regelung unterlauft das Ziel, Rechtssicherheit fir die
Gemeinden zu schaffen und das vorgesehene Zielabweichungsverfahren verkompliziert das
Verfahren unnotig. Zielfihrend ist aus Sicht des BDEW eine klare gesetzliche Regelung fir die
Ausweisung zusatzlicher Windenergie-Flachen durch die Gemeinden als nicht zustandige Pla-
nungstrager.
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Im Einzelnen ergibt sich folgender Anpassungsbedarf in § 245e Abs. 5 BauGB-E und alternativ
in § 249 Abs. 5 BauGB (dazu 1. bis 3.), der anschlieRend mit konkreten Formulierungsvorschla-
gen veranschaulicht wird (dazu 4.):

1. Fester Stichtag zum 31.12.2032 fiir den zeitlichen Anwendungsbereich statt eines dy-
namischen Endes bei Zielerreichung in der Planungsregion

Problem: Die Gemeinden brauchen Zeit und Planungssicherheit fiir die Ausweisung zu-
satzlicher Flachen. In der jetzigen Fassung fiihrt die Begrenzung des Anwendungszeit-
raums der Norm zu Rechtsunsicherheit bei den Gemeinden. Die in dem Entwurf gere-
gelte Begrenzung des zeitlichen Anwendungsbereichs (,,vor dem in Absatz 1 Satz 2 ge-
nannten Zeitpunkt®) ist als dynamischer Verweis nicht sinnvoll. Ein dynamischer Ver-
weis auf die Feststellung des Erreichens der ersten Flachenziele flhrt dazu, dass dort,
wo die Ausweisung von Windenergiegebieten bereits jetzt weit fortgeschritten ist, die
Eroffnung des Handlungsspielraums der Gemeinden kaum oder nicht greifen wird.

(So steht beispielsweise in der Planungsregion Vorpommern das Wirksamwerden des
Regionalplans, der die Flachenziele einhalt, unmittelbar bevor und in den Planungsregi-
onen Brandenburg ist damit flichendeckend Mitte 2024 zu rechnen.)

Losung: Es sollte ein fester Stichtag fiir die Anwendung der Regelung eingefiihrt wer-
den. Der vorgeschlagene 31. Dezember 2032 schafft langerfristig Planungssicherheit
fir die Gemeinden und entspricht dem in der Anlage zum WindBG genannten Zeit-
punkt fiir das Erreichen des zweiten Flachenziels. Bis zu diesem Zeitpunkt besteht bun-
desweit betrachtet der Bedarf der Offnung zuséatzlicher Flachen fiir die Windenergie
weiterhin. Mit den zusatzlichen Flachen der Gemeinden kann ein Nichterreichen der
Flachenziele in anderen Planungsregionen faktisch ausgeglichen werden. Auch kennen
die Gemeinden die ortlichen Gegebenheiten, planen vielerorts zusatzliche Gebietsaus-
weisungen, um kurzfristig den steigenden Bedarf des ortlichen Gewerbes zu decken.

Sofern kein fester Stichtag in § 245e Abs. 5 BauGB-E geregelt wird, ware § 249 Abs. 5 Bau-
GB-E zusatzlich zu andern. Insofern ware dann eine § 245e Abs. 5 BauGB entsprechende
Regelung fiir den Zeitraum nach der Zielerreichung zu implementieren.

2. Gesetzliche Vorgaben fiir die Ausweisung von zusatzlichen Flachen statt Durchfiih-
rung eines Zielabweichungsverfahrens

Problem: Der vorliegende Entwurf fir einen § 245e Abs. 5 BauGB-E verlangt im Um-
kehrschluss, dass auch dann ein Zielabweichungsverfahren durchgefiihrt werden muss,
wenn aufgrund restriktiver Festsetzungen rein formal ein Widerspruch zu den Zielen
der Raumordnung besteht. In der Praxis kommt es weiterhin zu Verhinderungsplanun-
gen, indem beispielsweise Vorranggebiete fir die landwirtschaftliche Nutzung
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aufgestellt und im Textteil des Plans die Nutzung der Flachen fiir Windenergie ausge-
schlossen wird, obwohl die gleichzeitige Nutzung von Flachen von Beginn der Wind-
energienutzung an gelibte Praxis ist. Die damit verbundenen Verfahrensverzogerungen
»,belohnen” die unbegriindet restriktiv handelnden Planungstrager mit einer entspre-
chenden Verhinderungsplanung.

Losung: Die Losung liegt darin, das Erfordernis eines Zielabweichungsverfahrens zu strei-
chen. Stattdessen sollte die Regelung so ausgestaltet werden, dass Bedingungen nor-
miert werden, unter denen die Gemeinden nicht an die Ziele der Raumordnung gebun-
den sind. Insofern kann auf die bereits im letzten Halbsatz von § 245e Abs. 5 BauGB-E
enthaltenen Voraussetzungen verwiesen werden.

3. Konkretisierung der mit der Windenergie vereinbaren Nutzungen unter Anwendung
von § 2 EEG

Problem: Aktuell ist der Regelungsvorschlag zu § 245e Abs. 5 BauGB-E hinsichtlich der
Voraussetzungen, unter denen eine Gebietsausweisung der Gemeinde zuldssig sein
soll, zu unbestimmt. Dort heilt es: ,,Wenn der Raumordnungsplan an der von der Ge-
meinde flr Windenergie geplanten Stelle kein Gebiet fiir mit der Windenergie unver-
einbare Nutzungen oder Funktionen festlegt”. Damit wird der bereits dargestellten
Praxis der Verhinderungsplanung durch die Regionalplanung kein Riegel vorgeschoben.
Insbesondere wird die aktuell praktizierte Schaffung von faktischen Ausschlusswirkun-
gen aulBerhalb der regionalplanerisch festgelegten Windenergiegebiete durch Vorrang-
gebieten fir die landwirtschaftliche Nutzung nicht wirkungsvoll begegnet.

Losung: Es sollte in einem zusatzlichen Satz 2 in § 245e Abs. 5 BauGB-E konkretisiert
werden, dass bei der Beurteilung, ob Nutzungen mit der Windenergie vereinbar sind,

§ 2 EEG, Anwendung findet. Mit der beispielhaften Konkretisierung hinsichtlich der
Vereinbarkeit von land- und forstwirtschaftlichen Nutzungen mit der Windenergie wird
der in der Praxis aktuelle Problemfall der Verhinderung von zusatzlichen gemeindli-
chen Flachenausweisungen effektiv ausgeschlossen.

4. Formulierungsvorschlag zur Anpassung des Gesetzestextes

§ 245e Abs. 5 BauGB-E

Plant eine Gemeinde, die nicht zustandige Planungstragerin nach § 249 Absatz 5 in Ver-
bindung mit § 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 des Windenergieflichenbedarfsgesetzes ist,
vor dem 31. Dezember 2032 verdem-in-Absatz 1 Satz 2 genanntenZeitpunkt ein Wind-
energiegebiet gemal § 2 Nummer 1 des Windenergieflachenbedarfsgesetzes auszuwei-
sen, kdnnen Ziele der Raumordnung nicht entgegengehalten werden das-mit-eirem-Ziel
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Raumordnungsplan an der von der Gemeinde fiir Windenergie geplanten Stelle kein Ge-

biet fiir mit der Windenergie unvereinbare Nutzungen oder Funktionen festlegt. Bei der
Beurteilung nach Satz 1 ist § 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes zu beachten, wobei
insbesondere die land- und forstwirtschaftliche Nutzung und die Nutzung solarer Strah-
lungsenergie mit der Windenergie vereinbar sind.

Alternative Regelungsoption bei Nichtumsetzung einer festen Stichtagsregel in
§ 245e Abs. 5 BauGB-E:

§ 249 Abs. 5 BauGB

(5) Der nach § 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 2 des Windenergieflachenbe-
darfsgesetzes jeweils zustandige Planungstrager ist bei der Ausweisung von Windener-
giegebieten gemall § 2 Nummer 1 des Windenergieflaichenbedarfsgesetzes an entge-
genstehende Ziele der Raumordnung oder entgegenstehende Darstellungen in Flachen-
nutzungspldanen nicht gebunden, soweit dies erforderlich ist, um den Flachenbeitrags-
wert im Sinne des § 3 Absatz 1 des Windenergieflichenbedarfsgesetzes oder ein daraus
abgeleitetes Teilflachenziel zu erreichen. Gemeinden, die nicht nach § 3 Absatz 2 Satz 1
Nummer 1 oder Nummer 2 zustandige Planungstrager sind, sind unter den Vorausset-
zungen des § 245e Absatz 5 auch nach Erreichen des Flachenbeitragswertes im Sinne
des § 3 Absatz 1 des Windenergieflachenbedarfsgesetzes oder eines daraus abgeleite-
ten Teilflachenziels bei der Ausweisung zusatzlicher Flachen fir Vorhaben nach
§ 35 Absatz 1 Nummer 5, die der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Windener-
gie dienen, an entgegenstehende Ziele der Raumordnung nicht gebunden. Wurden
Windenergiegebiete unter Anwendung von Satz 1 und Satz 2 ausgewiesen, entfallen in-
nerhalb dieser Gebiete die entsprechenden Bindungen auch im Zulassungsverfahren.

Zur flachenspezifischen, dauerhaften AuRBenbereichsprivilegierung

Ein wirkungsvolles und notwendiges Instrument zur kurzfristigen weiteren Flachenmobilisie-
rung liegt in der planungsfesten, dauerhaften und rdumlich abgegrenzten AuRenbereichsprivi-
legierung nach § 35 Absatz 1 BauGB. So sollten Windenergieanlagen entlang von Verkehrswe-
gen und in einem Umbkreis von 2.000 Metern um Industriegebiete, Gewerbegebiete oder
Sondergebiete privilegiert werden. Es handelt sich um Gebiete, die tendenziell geringen Fla-
chennutzungskonflikten unterworfen sind, und daher vorrangig fiir die Windenergie erschlos-
sen werden sollten. Um regionale Besonderheiten (z. B. ein geringeres Windaufkommen) und
Erfordernisse (z. B. viele Standorte mit energieintensiver Industrie) berlicksichtigen zu kénnen,
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sollten die Lander die Moglichkeit erhalten, die letztgenannten Anbaubereiche per Verord-
nung zu erweitern.

Zur Umsetzung schlagt der BDEW als Weiterentwicklung zu der in seiner Stellungnahme zum
Gesetz zur Digitalisierung der Bauleitplanung vorgeschlagenen Regelung folgende Neurege-
lung in § 249c BauGB vor:

§ 249c BauGB - Sonderregelung fiir Windenergieanlagen entlang von FernstraBen-,
Schienenwegen und an Industriegebieten

(1) Auf den Flachen der Anbaubereiche nach Absatz 2
1. konnen der Zulassigkeit von Vorhaben nach § 35 Absatz 1 Nummer 5, die der Er-
forschung, Entwicklung oder Nutzung der Windenergie dienen, die in § 245e Ab-
satz 1 genannten Rechtswirkungen nicht entgegengehalten werden und
2. entfallen unabhangig vom Erreichen eines Flachenbeitragswerts im Sinne des § 3
Absatz 1 des Windenergieflachenbedarfsgesetzes oder eines daraus abgeleiteten
Teilflachenziels die Rechtsfolgen des § 249 Absatz 2.

(2) Die Anbaubereiche nach Absatz 1 umfassen die Flachen des AuBenbereichs nach § 35

1. in einem Korridor von 500 Metern entlang von Schienenwegen im Sinne des Allge-
meinen Eisenbahngesetzes und Bundesfernstraen im Sinne des Bundesfernstra-
Rengesetzes und

2. in einem Umkreis von 2.000 Metern um Industriegebiete, Gewerbegebiete oder
Sondergebiete im Sinne der Baunutzungsverordnung oder diesen nach § 34 Absatz
2 entsprechenden Gebieten, gemessen vom dulReren Rand der fiir die Gebiete ins-
besondere nach § 50 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes mafigeblichen Ab-
stande.

(3) Ein Vorhaben nach Absatz 1 ist innerhalb der Anbaubereiche nach Absatz 2 zulassig,
wenn
1. offentliche Belange nicht entgegenstehen und
2. die ausreichende ErschlieRung gesichert ist.

(4) Die Landesregierungen werden ermachtigt, durch Rechtsverordnung den in Absatz 2
Nummer 2 vorgesehenen Umbkreis zur Versorgung der betreffenden Gebiete zu ver-
groflern.
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Alternativ zu der Einfiihrung eines neuen § 249c BauGB bietet sich die Umsetzung in einem
neuen § 249 Abs. 7a BauGB an.

§ 249 Abs. 7a BauGB

(7a) Auf den Flachen der Anbaubereiche nach Satz 2 konnen der Zulassigkeit von Vorha-
ben nach § 35 Absatz 1 Nummer 5, die der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der
Windenergie dienen, die in § 245e Absatz 1 genannten Rechtswirkungen nicht entgegen-
gehalten werden und es entfallen dort unabhangig vom Erreichen eines Flachenbeitrags-
werts im Sinne des § 3 Absatz 1 des Windenergieflaichenbedarfsgesetzes oder eines daraus
abgeleiteten Teilflichenziels die Rechtsfolgen des Absatzes 2. Zu den Anbaubereichen zih-
len Flachen des AulRenbereichs nach § 35

1. in einem Korridor von 500 Metern entlang von Schienenwegen im Sinne des Allgemei-
nen Eisenbahngesetzes und BundesfernstralRen im Sinne des Bundesfernstrallengeset-
zes, und

2. in einem Umkreis von 2.000 Metern um Industriegebiete, Gewerbegebiete oder Son-
dergebiete im Sinne der Baunutzungsverordnung oder diesen nach § 34 Absatz 2 ent-
sprechenden Gebieten, gemessen vom dulleren Rand der fiir die Gebiete insbesondere
nach § 50 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes malRgeblichen Abstande.

Die Landesregierungen werden ermachtigt, durch Rechtsverordnung den in Satz 2 Num-
mer 2 vorgesehenen Umkreis zur Versorgung der betreffenden Gebiete zu vergrolRern.

www.bdew.de Seite 9von 9



	Stellungnahme BDEW
	Ausschussdrucksache 20(25)428 
	zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung „Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des LNG-Beschleunigungsgesetzes und des Energiewirtschaftsgesetzes“, BT-Drs. 20/7279, 20/7365 sowie zum Änderungsantrag der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP zu dem Gesetzentwurf auf Drs. 20/7279 - Ausschussdrucksache 20(25)420 - 
	Siehe Anlage 



